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SOZIALPOLITIK

Franz Ruland

Die Auswirkungen der Rentenreform
Der Bundestag verabschiedete am 9. November das Rentenreformgesetz 1992. Welche 
Änderungen gegenüber dem geltenden Recht bringt das Gesetz? Welche langfristigen 

Konsequenzen hat die Reform für den einzelnen Versicherten und das 
Alterssicherungssystem insgesamt?

Zu den w ichtigsten G rundentscheidungen des Ren­
tenreform gesetzes gehört der Konsens von CDU/ 

CSU, SPD und FDP, daß die Rentenversicherung iohn- 
und beitragsbezogen bleibt. Die notwendige Reform 
wird im bestehenden System  durchgeführt. G rundsätzli­
chen System änderungen ist eine deutliche Absage er­
teilt worden. Dies g ilt insbesondere für Vorschläge, eine 
Grundrente statt oder als Sockel zur Rentenversiche­
rung einzuführen. Die G rundrentenm odelle hätten in 
den kritischen Zeiträum en -  wenn überhaupt -  keine so 
deutliche Entlastung gebracht, daß eine grundsätzliche 
System um stellung zu rechtfertigen gewesen wäre. Eine 
solche Um stellung wäre verfassungsrechtlich auch 
sehr schwer gefallen. Die im Um lageverfahren finan­
z ierte Rentenversicherung wird noch über Jahrzehnte 
hinweg eigentum sgeschützte Ansprüche erfüllen m üs­
sen. Die reinen G rundrentensystem e würden eine G e­
neration enteignen, entweder die, die in der Vergangen­
heit Beiträge gezahlt hat und dafür keine G egenleistung 
m ehr bekom m en soll, oder die, die je tzt und in Zukunft 
diese Ansprüche erfüllen muß. aber selbst später nur 
auf die e inheitliche G rundrente verw iesen wird.

G rundrentenm odelle präm ieren im übrigen, weil sie 
den Zusam m enhang zw ischen Leistung und Vorlei­
stung aufgeben, die, die aus welchen Gründen auch im ­
m er auf den Aufbau einer eigenen Vorsorge verzichtet 
haben. Das deutsche Recht kennt die G rundsicherung 
in Form der Sozialhilfe. W er Veränderungen in diesem
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Bereich der Subsid iaritä t für notwendig hält -  und dafür 
gibt es gute G ründe - ,  muß auch dort ansetzen.

Die Rentenversicherung bleibt lohn- und beitragsbe­
zogen. Ihr Ziel ist es nach w ie vor, nach einem erfüllten 
Arbeitsleben den Lebensstandard zu sichern. Das 
durchschnittliche Nettorentenniveau für langjährig Ver­
sicherte m it 45 Versicherungsjahren liegt derzeit bei 
knapp 72 %. Weil die S teuerreform  1990 die Aktiven ent­
lastet, wird das Niveau auf etwas über 70 %  absinken.

Ziel des Entwurfs ist es, d ieses Nettorentenniveau zu 
stabilisieren. Daher wird von der Brutto- zur Nettoanpas­
sung übergegangen. Die Anpassung entsprechend der 
Entw icklung der B ruttoarbeitsentgelte hat in der Vergan­
genheit. weil sie die ansteigende Belastung der Aktiven 
unberücksichtigt ließ, zu e iner gewünschten und als not­
wendig angesehenen Anhebung des Nettorenten­
niveausge führt. Es ist von 64 ,2%  1959 über 59 %  1962 
bis heute auf 72 % gestiegen, obwohl der G esetzgeber 
im m er w ieder den Anpassungsm odus verändert hat.

Der bereits im geltenden Recht enthaltene, aber nur 
bei dem  Beitrag der Rentner zu ihrer Krankenversiche­
rung realisierte „G rundsatz einer g leichgewichtigen Ent­
w icklung der Renten und der verfügbaren A rbeitsent­
ge lte “ soll nun voll verw irklicht werden. Dies entspricht -  
bis hin zu der neuen Anpassungsform el -  den Vorschlä­
gen der Reform kom m ission des VDR.

G rundgröße für die jährliche Anpassung zum 1. Juli 
bleibt w ie b isher die Entw icklung der Bruttoarbeitsent­
gelte. ist im Vorjahr die Abgabenbelastung der Aktiven 
gestiegen, weil z. B. die Sozialversicherungsbeiträge 
oder die direkten Steuern angehoben worden sind, m in­
dert dies jedoch den Anpassungssatz. Er erhöht sich an­
dererseits, wenn im Jahresvergle ich die Rentner -  z. B. 
durch einen steigenden Beitrag zu ihrer K rankenversi­
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cherung -  stärker belastet worden sind. Hätte die neue 
Formel schon 1988 gegolten, hätte der Anpassungssatz 
nicht 3 ,0 % , sondern nur 2 ,5%  betragen. Die Anpas­
sung zum 1. Juli 1989 wäre hingegen um 0 ,6 %  höher 
ausgefallen. Die Gründe hierfür sind die Entlastung der 
Aktiven durch die Steuerreform  1988 und die höhere Be­
lastung der Rentner durch ihren Beitrag zur Krankenver­
sicherung.

M odellrechnungen des VDR zeigen, daß das Stan- 
dardrentennettoniveau nach 45 Versicherungsjahren 
unabhängig davon, welche w irtschaftlichen Annahm en 
man zugrunde legt, bis zum Jahre 2030 zwischen 
70 ,3%  und 70 ,7%  pendeln wird. Bei Beibehaltung des 
geltenden Rechts wäre es auf 77%  bis 85 %  angestie­
gen. Eine solche Entwicklung wäre den Aktiven nicht zu ­
m utbar gewesen. Sie hätte deren Beitragsbelastung ge ­
steigert und so den Zuwachs der verfügbaren A rbe its­
entgelte zusätzlich verlangsam t. Die Aktiven hätten 
letztlich alleine die finanziellen Lasten der dem ograph i­
schen Entwicklung zu tragen gehabt. Der Übergang zur 
Nettoanpassung ist eine gerechte Lösung. Die Rentner 
können sicher sein, daß sie auch zukünftig an der a llge­
m einen Einkom m ensentw icklung teilhaben. A llerdings 
können sie nicht m ehr dam it rechnen, daß ihre Renten -  
w ie bisher -  stärker steigen als die verfügbaren A rbe its­
entgelte. Die Stabilisierung des Nettorentenniveaus ist 
aber andererseits auch Voraussetzung für eine langfri­
stige Kalkulierbarkeit der A lterssicherung und dam it für 
deren Verläßlichkeit. Ohne sie werden zwangsläufig 
steigende Beitragssätze nicht akzeptabel sein.

Anhebung der Altersgrenzen

Nach dem  Rentenreform gesetz soll Regela lters­
grenze w ieder die Vollendung des 65. Lebensjahres 
sein. Diese G rundsatzentscheidung war und ist po li­
tisch am um strittensten. Dabei geht es allerd ings mehr 
um die M odalitäten, wie dieses Ziel zu erreichen ist, als 
um seine Notwendigkeit selbst. Nach dem von dem 
Bundesarbeitsm in ister vorgelegten „D iskussions- und 
R eferentenentwurf“ sollte mit dem Anheben der A lte rs­
grenzen bereits 1995 begonnen werden. Der mit der 
SPD erzielte Konsens hat diesen Zeitpunkt um sechs 
Jahre auf 2001 verschoben und in den ersten Jahren da ­
nach dasTem po der Anhebung verlangsam t. Bei der A l­
tersgrenze 63 wird der Prozeß im Dezem ber 2006 und 
bei der A ltersgrenze 60 im Dezem ber 2017 beendet 
sein. Unberührt von dieser M aßnahme bleibt die A lters­
grenze 60, ab der Schwerbehinderte, Berufs- oder Er­
w erbsunfähige A ltersrente beanspruchen können.

Die Auseinandersetzung um die Anhebung der A lters­
grenze entzündete sich vor allem an der Frage, ob sie

angesichts der dann zu erwartenden A rbeitslosigke it 
verantworte t werden kann. Der G esetzgeber muß in 
dem jährlichen Rentenversicherungsbericht ab 1997 
auch zu dieser Frage Stellung nehm en. Es ist -  zum al 
bis zum Jahre 2001 noch drei Bundestage gewählt w er­
den -  offen, ob es bei d ieser Regelung tatsächlich b le i­
ben wird. Ihre Bedeutung liegt derzeit vor allem  in der 
deutlichen Feststellung des Gesetzgebers, daß eine A n­
hebung der A ltersgrenzen zum  Arsenal der möglichen 
Maßnahmen gehört, so daß auf den Fortbestand der bis­
herigen Regelung nicht vertraut werden kann.

Zu den Ausw irkungen dieser Entscheidung gehört 
auch, daß eine der letzten rechtlichen D ifferenzierungen 
zw ischen M änner und Frauen aufgegeben wird. Nach 
Ablauf der Übergangsfristen werden die A ltersgrenzen 
einheitlich sein. Bislang hatten nur Frauen bei Erfüllung 
weiterer versicherungsrechtlicher Voraussetzungen die 
Möglichkeit, ihre Rente bereits m it 60 Jahren zu bean­
spruchen. Das Bundesverfassungsgericht hat zwar erst 
vor kurzem  diese D ifferenzierung für verfassungsm äßig 
erklärt, dem G esetzgeber aber einen breiten Hand­
lungsspie lraum  eingeräum t. D ieser will ihn nutzen, w o­
bei er allerd ings versucht, seine Entscheidung durch die 
lange Übergangsfrist bis Ende 2017 abzum ildern. Ob 
ihm das gelingen wird, ist zweifelhaft. Zw ischenzeitlich 
hat die EG -Kom m ission einen Vorschlag für eine w e i­
tere R ichtlin ie zur Verw irklichung des G rundsatzes der 
G leichbehandlung von M ännern und Frauen in der so­
zialen S icherheit unterbreitet. In ihr wird den M itg lied­
staaten vorgegeben, nach einer Übergangsphase bei 
der Gewährung der A ltersrente eine für beide G e­
schlechter g le iche A ltersgrenze festzusetzen. Es kann 
daher gut sein, daß das EG-Recht den Bundestag 
zwingt, das Them a „A lte rsgrenzen“ früher als geplant 
w ieder aufzugreifen.

Flexibilisierung

Die Anhebung der A ltersgrenzen wird viele Versi­
cherte nötigen, ihre Lebensarbeitsze it zu verlängern. A l­
lerdings m üssen sie nicht so lange arbeiten, bis sie die 
Regelaltersgrenze erreicht haben. Das G esetz räumt ih­
nen die M öglichkeit ein, bereits drei Jahre früher in 
Rente zu gehen. A llerdings sollen ab 2001 die Vorteile 
abgebaut werden, die Versicherte bislang auf Kosten 
der Solidargem einschaft dadurch erhie lten, daß ihnen 
infolge einer Inanspruchnahm e der vorze itigen oder fle ­
xiblen A ltersgrenze die Rente länger gezahlt wurde. Die 
längere Rentenlaufzeit muß dann mit versicherungsm a­
them atischen Abschlägen in Gestalt der „Zugangsfak­
toren“ bezahlt werden, je M onat m it 0 ,3 %  der Rente. 
Bei drei Jahren vorzeitigen Rentenbezugs kostet das 
den Versicherten 10,8 % seiner Rente. Um gekehrt kann

550 W IR TSC HAFTSD IEN ST 1989/XI



SOZIALPOLITIK

er seinen Anspruch steigern, w enn er den Beginn der A l­
tersrente über das 65. Lebensjahr hinausschiebt -  pro 
Monat; 0,5 % der Rente.

Bezieht man diese Flexibilisierung der A ltersgrenze 
m it ein, ergibt sich erst für die Versicherten eine Notw en­
digkeit. länger zu arbeiten, deren A ltersgrenze um m ehr 
als drei Jahre angehoben ist. Das sind erstm als die Ver­
s icherten, die im Januar 1949 geboren sind. Sie können, 
selbst wenn sie die M öglichkeit der vorzeitigen Inan­
spruchnahm e voll ausschöpfen und die Rente drei 
Jahre vor Beginn der regulären A ltersgrenze In An­
spruch nehm en, dies erst am 1. März des Jahres 2009 
tun. Rentenbeginn nach geltendem  Recht wäre der 
1. Februar 2009 gewesen. Die Versicherten, die im No­
vem ber 1952 geboren sind, müssen, auch wenn sie drei 
Jahre vorzeitig in Rente gehen, gegenüber dem A lter 60 
zwei Jahre länger arbeiten. Frühestm öglicher Renten­
beginn ist für sie der Dezember 2014. Rentenbeginn nach 
geltendem Recht wäre der Dezember 2012 gewesen.

Ausweichverhalten

Es muß dam it gerechnet werden, daß die Anhebung 
der A ltersgrenzen und die versicherungsm athem ati­
schen Abschläge als Ausgle ich für eine vorgezogene In­
anspruchnahm e der Rente zahlre iche Versicherte zu e i­
nem Ausweichverhalten veranlassen werden. Sie wer­
den statt der A ltersrente Rente wegen Berufs- oder Er­
werbsunfähigkeit beantragen. Dies brauchten sie b is­
her nicht, da sie, wenn sie die A ltersgrenze überschrit­
ten hatten, die Rente auch ohne den Nachweis einer 
verm inderten Erwerbsfäh igkeit beanspruchen konnten. 
Das Recht der Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
ist trotz seiner M ängel nach anfänglichen Versuchen 
nicht geändert worden. Man wollte die Reform nicht 
noch m it weiterem  Streitstoff belasten. Die Notwendig­
keit der Reform ist unbestritten. Der sich daraus erge­
bende Handlungsbedarf wird sich durch das zu erwar­
tende Ausweichverhalten der Versicherten noch vergrö­
ßern.

Auch im Bereich der A ltersgrenzen ist die Rentenre­
form 1992 m ehr als nur ein Spargesetz. Die neu e inge­
führte Teilrente erw eitert in in teressanter W eise die M ög­
lichkeiten. den Übergang vom Erwerbsleben in die 
Rente flexibel zu gestalten. Die Versicherten sollen nicht 
nur das Recht erhalten, in gew issen Grenzen über den 
Zeitpunkt zu bestim m en, zu dem sie aus dem  Erwerbs­
leben ausscheiden. Sie sollen darüber hinaus auch ent­
scheiden können, ob sie e ine Vollrente beantragen oder 
statt dessen nur eine Teilrente in Anspruch nehm en und 
neben ihr in begrenztem  Umfang weiterhin E rwerbsein­
kommen erzielen wollen. Der Umfang derTeilrente kann 
alternativ ein Drittel, die Hälfte oder zwei Drittel der Voll­

rente betragen, wobei jeweils unterschiedliche H inzu­
verdienstgrenzen w irksam  werden.

Der Versicherte kann sich auch für den Teilbezug e i­
ner vorgezogenen Altersrente entscheiden. Tut er das, 
und wird statt der Vollrente nur eine Teilrente vor der 
maßgebenden Altersgrenze bezogen, w irkt sich die M in­
derung aufgrund des Zugangsfaktors entsprechend ge­
ringer aus. Verschiebt der Versichterte den Beginn des 
anderen Teils der Rente über das 65. Lebensjahr h in­
aus. kann die M inderung ganz oder te ilweise w ieder 
ausgeglichen werden. Die Teilrente bietet m it der Kom bi­
nation; gem indertes E inkom m en plus (weitgehend steu­
erfreie) Teilrente interessante Versorgungsniveaus. Ob 
sich aber dennoch das Angebot, das der G esetzgeber 
mit der Teilrente den Versicherten gem acht hat, durch­
setzen wird, hängt wesentlich davon ab, ob auf dem  Ar­
beitsm arkt hinreichend Teilzeitarbeitsplätze zur Verfü­
gung stehen werden.

Absicherung bei Krankheit und Arbeitslosigkeit

Die Ausw irkungen einer weiteren Neuregelung, die 
die A ltersvorsorge vor allem bei A rbeitslosigkeit oder 
Krankheit betrifft, sind für m anche Versicherte günstig, 
für m anche ungünstig. Derzeit ist es so, daß von den 
oder für die Personen, die Lohnersatzle istungen, wie 
z. B. Krankengeld oder A rbeitslosengeld bzw. -hilfe be­
ziehen. Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt wer­
den. Bem essungsgrundlage ist die jeweils bezogene 
Sozialleistung. Sie bleibt hinter dem Einkommen, das 
zuvor bezogen wurde, deutlich zurück. Daher werden 
trotz der Beitragsleistung diese Zeiten nur als Ausfa llze i­
ten gewertet mit der Konsequenz, daß sie bei der Ren­
tenberechnung unberücksichtigt bleiben, wenn der Ver­
sicherte nicht m indestens die Hälfte seines E rwerbsle­
bens rentenversichert war. Hatte der Versicherte diese 
„H a lbbe legung“ erfüllt, werden die Zeiten m it dem  indiv i­
duellen m onatlichen Durchschnittswert bewertet, den 
der Versicherte vor Beginn der Krankheit oder Arbe its lo­
sigkeit erzielt hatte. D ieser W ert ist wesentlich höher als 
es der auf die Lohnersatzle istung bezogenen Beitrags­
zahlung entspricht.

Das Rentenreform gesetz wandelt die Zeit des Be­
zugs von Lohnersatzle istungen w ieder in Beitragszei­
ten um. Vorausgesetzt wird, daß unm itte lbar vor Beginn 
einer solchen Leistung Rentenversicherungspflicht be­
stand. Wenn nicht, ist eine Versicherung kraft Antrags 
m öglich. Die Beiträge werden nach einer Übergangsre­
gelung ab 1995 auf der Basis von 80 %  des dieser Lei­
stung zugrunde liegenden Bruttoarbeitsentgelts entrich­
tet. Die Rente fü r d iese Zeit wird ab 1997 allein aus den 
gezahlten Beiträgen errechnet.
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Diese Regelung wird insbesondere bei Versicherten, 
die über längere Zeiträum e hinweg krank oder arbeits­
los gewesen sind, bei der späteren Rente zu Einbußen 
führen. Soweit sie die Halbbelegung erfüllt haben, war 
für sie zwar nicht immer, aber doch im Regelfall die frü ­
here Durchschnittsbewertung günstiger Die Neurege­
lung stellt allerdings sicher, daß diese Zeiten in Zukunft 
in jedem  Fall angerechnet werden, was im geltenden 
Recht trotz der Beitragsleistung des Versicherten und/ 
oder des Sozialle istungsträgers nicht gewährle istet ist.

Auch diese Neuregelung läßt erkennen, daß der G e­
setzgeber dem Versicherungsprinzip, das von der Ä qu i­
valenz zw ischen Beitrag und Leistung ausgeht, w ieder 
größere Bedeutung zumißt. Der Vorschlag, diese Zeiten 
w ieder in Beitragszeiten um zuwandeln, ist richtig. Er 
entspricht e iner system gerechten Zuordnung des R isi­
kos Vorsorgeverlust bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit. 
Vor allem die höheren Beiträge der Bundesanstalt für Ar­
beit lassen die Rentenversicherung w ieder unabhängi­
ger vom Arbeitsm arkt werden und tragen so dazu bei, 
sie angesichts einer doch knappen Schwankungsre­
serve von nur einer M onatsausgabe finanziell zu s tab ili­
sieren.

Neuregelung des sozialen Ausgleichs

Unterschiedlich betroffen werden die Versicherten 
auch von den Regelungen sein, die den sozialen A us­
gleich innerhalb der Rentenversicherung neu konzip ie­
ren. G ew inner sind vor allem die Personen, die Kinder 
erziehen. Im übrigen hängt die Gewinn- und Verlust­
rechnung sehr stark von der konkreten S ituation des 
Einzelfalles ab.

Fam ilienpolitisch hervorzuheben ist, daß die K inderer­
ziehungszeiten, die rentenbegründend und -steigernd 
wirken, für G eburten ab 1992 um zwei auf drei Jahre ver­
längert werden. Damit kann eine Frau, ohne je erw erb­
stätig gewesen zu sein, bereits durch das Aufziehen von 
zwei K indern einen Rentenanspruch erwerben, der 
nach heutigen Rechengrößen über 180 ,- DM aus­
macht. A llerdings bleibt es dabei, daß K indererzie­
hungszeiten nur den Vorsorgenachteil ausgleichen so l­
len, den Personen dadurch erleiden, daß sie sich wegen 
der Erziehung ihres Kindes ganz oder te ilweise aus dem 
Erwerbsleben zurückziehen, P flichtbeiträge aufgrund 
einer zeitg le ich ausgeübten Erwerbstätigkeit schränken 
die rentensteigernde W irkung der K indererziehungszei­
ten ein oder heben sie bei entsprechender Höhe sogar 
ganz auf. Es g ibt m ithin nicht die vie lfach geforderte „a d ­
ditive Lösung".

Neu e ingeführt sind die „B erücksich tigungsze iten“ . 
Es gibt sie rückw irkend für die Zeiten der K indererzie­

hung und ab 1992 für Zeiten der Pflege eines schwer 
P flegebedürftigen, sofern für sie m ehr als zehn Stunden 
w öchentlich aufgewendet werden. Solche „B erücks ich­
tigungszeiten“ gibt es im Ansatz schon im geltenden 
Recht. So bleibt während der Zeit der Erziehung eines 
Kindes bis zu dessen vollendetem  5. Lebens jahrder A n­
spruch auf eine Berufs- oder E rwerbsunfähigkeitsrente 
selbst dann erhalten, wenn während dieser Zeit die an­
sonsten vorausgesetzte versicherungspflichtige Be­
schäftigung nicht ausgeübt wurde.

Diese lückenschließende Berücksichtigung von K in­
dererziehungszeiten weitet der Entwurf in doppelter 
H insicht aus. Zum  einen wird die berücksichtigte Zeit 
verlängert. Sie erfaßt nun die Erziehung eines Kindes 
bis zu seinem  vollendetem  10. Lebensjahr Zum  ande­
ren ist die Bedeutung der Berücksichtigungszeiten er­
w eitert worden. Sie halten nicht nur den Anspruch auf 
eine Rente wegen verm inderter E rwerbsfäh igkeit au f­
recht. Sie tragen auch zur Erfüllung der zeitlichen Vor­
aussetzungen bei, die für den Anspruch auf eine Rente 
nach M indesteinkom m en oder für eine A ltersrente für 
langjährig Versicherte gefordert werden. Sie verhindern 
schließlich, daß sich wegen der K indererziehung die Be­
wertung der beitragsfre ien oder be itragsgem inderten 
Zeiten versch lechtert. Die Berücksichtigungszeiten ha­
ben som it allein w eder eine rentenbegründende noch 
eine rentensteigernde W irkung. Sie verh indern ledig­
lich, daß sich aus diesen Zeiten über die N ichtbewer­
tung als Versicherungsjahre hinaus weitere rentenrecht­
liche Nachteile ergeben. Dazu ein Beispiel:

Die A ltersrente für langjährig Versicherte setzt die Er­
füllung der W artezeit von 35 Jahren voraus. Eine Frau, 
die 15 Jahre versicherungspflichtig beschäftig t war und 
außerdem zwei Kinder großgezogen hat, kann 1992 be­
reits m it 63 Jahren vorzeitig Rente beanspruchen. Bei 
der Rentenberechnung werden allerd ings nur die 15 
Jahre Beitragszeit berücksichtigt. S ie allein werden 
auch, kom m t es zur Rente nach M indesteinkom m en, 
„e rhöh t“ . Die Berücksichtigungszeiten sind jeweils nur 
Bedingung dafür, daß die zeitlichen Voraussetzungen 
erfüllt werden.

Die Voraussetzungen der K indererziehungs- und der 
K inderberücksichtigungszeit sind m ite inander gekop­
pelt. Damit w ird verhindert, daß der eine Ehegatte die 
K indererziehungszeit und der andere die K inderberück­
sichtigungszeit für sich beansprucht. Der W ertung als 
Berücksichtigungszeit steht nicht entgegen, daß diese 
Zeiten Beitragszeiten oder beitragsfre ie Zeiten -  z. B. 
Anrechnungszeiten -  sind. Hatte der Versicherte 75%  
oder m ehr des Durchschnittsverdienstes aller Versicher­
ten erreicht, w irken sie sich nicht m ehr aus. Daher wer­
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den zwar nicht der System atik, wohl aber dem Ergebnis 
nach Kinderberücl<sichtigungszeiten auch durch K in­
dererziehungszeiten verdrängt.

Sonderregelungen

Auch nach der neuen Rentenform el erfolgt die Ren­
tenberechnung aus allen während der Versicherungs­
biographie zurückgelegten Zeiten. Die Rente ist und 
bleibt som it Ergebnis der Lebensle istung des Versicher­
ten. Um zu verhindern, daß niedrige E inkom m en in den 
ersten Berufsjahren die Rentenhöhe zu sehr drücken, 
besteht schon im geltenden Recht eine S onderrege­
lung, derzufolge die ersten 5 Kalenderjahre, wenn es für 
den Versicherten günstiger ist, m it 90 %  des Durch­
schnittsentgelts a ller Versicherten bewertet werden. 
Von dieser Regelung profitieren überw iegend Frauen, 
da sie -  zum eist in der A rbeiterrentenversicherung -  
niedrigere Entgelte erzielen.

Es war geplant, diese Sonderregelung bei der anste­
henden Rentenreform  zu modifizieren. Dies hätte zur 
Folge gehabt, daß die Bewertung dieser ersten Kalen­
derm onate stärker an die individuelle V ersicherungsle i­
stung gebunden worden wäre. Das hätte M ä n n e r- In s ­
besondere der Angestelltenversicherung -  mit höheren 
Einkom m en begünstigt, F ra u e n -v o r  allem der A rbeiter­
rentenversicherung -  m it niedrigeren Entgelten benach­
teiligt. W egen dieses Effekts war die Änderung nicht 
durchsetzbar. Im Entwurf ist es für die Bewertung der er­
sten Kalenderjahre im  wesentlichen bei dem bisherigen 
Recht geblieben.

Eine abweichende Bewertung erfahren P flichtbei­
tragszeiten auch dann, w enn es zur „R ente nach M in­
desteinkom m en" kommt. Sie werden, wenn es für den 
Versicherten günstiger ist, zur Zeit auf 75 %  des Durch­
schnittsverdienstes der Versicherten angehoben. Da­
von profitierten Im Rentenzugang 1987 21 % aller Rent- 
nerinnen, aber nur 3 ,7 %  aller Rentner. Die Regelung, 
die bislang Pflichtbeltragszelten nur bis Ende 1972 er­
faßt, w ird bis Ende 1991 erweitert. A llerdings w ird die Be­
günstigung m odifiziert. Die Voraussetzungen werden 
allgem ein erschwert, für Personen, die Kinder au fgezo­
gen haben, jedoch wesentlich erleichtert. B islang muß­
ten 25 anrechnungsfäh ige Versicherungsjahre zurück­
gelegt werden. In Zukunft m üssen es 35 sein. Jedoch 
werden auf diese 35 Jahre K inderberücksichtigungszel­
ten angerechnet.

Das geltende Recht hat vor allem  die Versicherten be­
günstigt, die te ilzeitbeschäftigt waren. Diesen Vorteil be­
grenzt das neue Recht. Die tatsächlich erzielten Ent­
gelte werden um 50 %  aufgestockt. Die b isherigen 75 %
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des Durchschnittsverdienstes aller Versicherten bleiben 
die Obergrenze. Nach 35 Versicherungsjahren kann ein 
Versicherter, der die Hälfte des Durchschnittsverdien­
stes aller Versicherten erzielt hat und dam it die Rente 
nach M indesteinkom m en m axim al ausnützt, nach heuti­
gen Rechengrößen eine um 3 3 5 ,-  DM höhere Rente er­
halten.

Beitragsfreie Zelten

Bel der Rentenberechnung werden auch beltrags­
freie Zeiten berücksichtigt. Das sind - w ie  die E rsatzze i­
ten -  Zeiten, In denen eine Versicherungspflicht aus ge­
sellschaftlich bedingten G ründen nicht bestand, wie 
z. B. Kriegsdienst, Vertreibung oder Flucht. A usfa llze i­
ten -  kün ftig : Anrechnungszeiten -  sind Zeiten, In denen 
eine Versicherungspflicht aus individuellen, aber sozia l­
relevanten Gründen nicht bestand, w ie z. B. Ausbildung, 
A rbeitslosigkeit, Krankheit, Schwangerschaft oder Z e i­
len des Bezugs einer Rente. Die Zurechnungszeit 
schreibt bei Frühinvalidität oder bei frühem Tod zugun­
sten der H interbliebenen die Versicherungsdauer fiktiv 
bis zum  55. Lebensjahr des Versicherten fort. Bel der 
Berücksichtigung und Bewertung dieser Zeiten hat sich 
eine neue Konzeption durchgesetzt. B isher war es so, 
daß Versicherte, die m indestens die Hälfte ihres Er­
werbslebens rentenversichert waren, diese Zeiten mit 
dem zuvor erzielten individuellen Durchschnittswert gut­
geschrieben bekamen. Dabei gab es Begrenzungen. 
So konnten z. B. Ausbildungszeiten m axim al bis zu 13 
Jahren berücksichtigt werden. Ihre Bewertung ist mehr­
fach herabgesetzt worden und liegt zur Zeit bei 90%  
des Durchschnittsentgelts a ller Versicherten.

Die Neuregelung ist stärker am Versicherungsprinzip 
orientiert. Für die Bewertung der beitragsfre ien und bei­
tragsgem inderten Zeiten ist der W ert maßgeblich, der 
sich ergibt, wenn man die tatsächliche Beitragsleistung 
des Versicherten auf den Zeitraum  aufteilt, den er ab 
dem 16. Lebensjahr insgesam t hätte versichert sein 
können. Dieses „Beitragsd ichtem odell" führt dazu, daß 
die Bewertung der beitragsfre ien und beitragsgem inder­
ten Zeiten stärker an die individuelle Versicherungsle i­
stung gebunden wird. Lücken in der Versicherungsbio­
graphie und niedrige Entgeltpunkte drückten die Bewer­
tung dieser Zeiten. Dieses Ergebnis würde auch Versi­
cherte treffen, die wegen Kindererziehung oder P flege­
tätigkeit vorübergehend keine Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung entrichten konnten. Das verm el­
den die Berücksichtigungszeiten. Für die Berechnung 
des für die Bewertung der beitragsfre ien und beitrags­
gem inderten Zeiten maßgeblichen G esam tle istungs­
wertes werden die Berücksichtigungszeiten fiktiv so be­
handelt, als seien sie Beitragszeiten auf der Basis von
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75 %  des Durchschnittsentgelts aller Versicherten. Sie 
w irken sich som it lückenschließend und info lgedessen 
erhöhend auf den G esam tle istungswert und dam it auf 
den auf beitragsfre ie und beitragsgem inderte Zeiten 
entfa llenden Rentenanteil aus. Die Ausw irkung der Be­
rücksichtigungszeiten ist in Einzelfällen sehr beträcht­
lich.

N icht alle beitragsfre ien und beitragsgem inderten 
Zeiten werden mit dem vollen G esam tle istungswert be­
wertet. Das gilt im wesentlichen nur für die Ersatzzeiten 
und für die Zurechnungszeit. Eine begrenzte G esam tle i­
stungsbewertung mit 80 % des G esam tle istungswertes 
ist für Anrechnungszeiten wegen Krankheit und A rbe its­
losigkeit vorgesehen. Die Anrechnungszeit wegen e i­
nes nach Vollendung des 16. Lebensjahres liegenden 
Schulbesuches wird auf m axim al 7 Jahre begrenzt und 
nur m it 75 %  des G esam tle istungswertes bewertet, 
höchstens aber nur m it 75 % des Durchschnittsentgelts 
aller Versicherten -  insoweit also eine sowohl generelle 
als auch individuelle Begrenzung. Es ist aber dennoch 
ein angem essener Kompromiß zw ischen dem  ind iv idu­
ellen Interesse an einer längeren Ausbildung und dem 
gesellschaftlichen Interesse an einem gut ausgebilde­
ten Nachwuchs. Im übrigen können nicht berücksich­
tigte Ausbildungszeiten nachversichert werden.

Auswirkungen

Dieses sehr kom pliziert geratene Modell kann in all 
seinen Einzelheiten hier nicht dargestellt werden. Hier 
interessieren prim är die Ausw irkungen: Verlierer sind 
die, die, obwohl sie Lücken in ihrem Versicherungsver­
lauf haben, die für die Anrechnung insbesondere der 
Ausfallzeiten unentbehrliche Halbbelegung erfüllt ha­
ben. Nach altem Recht erhie lten sie die Ausfallzeiten 
mit dem  zuvor erre ichten m onatlichen Durchschnitts­
wert bewertet. W ar die Halbbelegung erfüllt, blieben

Lücken im Versicherungsverlauf für die Anrechnung der 
beitragsfre ien Zeiten ohne Ausw irkungen. Nach dem 
neuen Recht drücken sie aber, sofern keine Berücksich­
tigungszeit vorliegt, den G esam tle istungswert und da­
mit den Rentenanspruch. Begünstigt sind die, die nach 
altem Recht zu kurz der Solidargem einschaft angehört 
haben, um die Halbbelegung zu erfüllen. Da sie als Vor­
aussetzung zukünftig wegfällt, bekom m en sie fü rd ie  A n­
rechnungszeiten einen kle inen Betrag, der um so n iedri­
ger ist, je kürzer die Versicherungsdauer und je  n iedri­
ger das versicherte Entgelt w a r Nach altem Recht hät­
ten sie aber gar nichts bekommen. Das „A lles-oder- 
N ichts-Prinzip" der H albbelegung des alten Rechts wird 
durch das „Jedem -e in-b ißchen-Prinzip" des neuen 
Rechts ersetzt. Nutznießer sind insbesondere Frauen, 
denn sie stellen den größten Teil der Versicherten, die 
die Halbbelegung nicht erfüllen. W egen der Kinder- und 
P flegeberücksichtigungszeiten werden für sie die Aus­
w irkungen des Beitragsdichtem odells zudem  noch ab­
gem ildert.

Für die Fälle der Frühinvalid ität oder des Frühverster- 
bens ist in den letzten Tagen noch eine kleine Verbesse­
rung eingefügt worden. Die Zurechnungszeit, die bisher 
nur bis zum 55. Lebensjahr reichte, wird bis zum  60. Le­
bensjahr verlängert. A llerdings wird die Zeit vom 55. bis 
60. Lebensjahr nur zu einem Drittel angerechnet. Trotz­
dem kann sich die Erwerbsunfähigkeitsrente eines 
Durchschnittsverdieners um rund 6 4 ,-  DM m onatlich er­
höhen.

Die geschilderten Änderungen im Leistungsrecht ha­
ben zwangsläufig unterschiedliche Rückwirkungen auf 
die Finanzsituation der Rentenversicherung. Am  deut­
lichsten w irkt sich der Übergang von der B rutto- zur Net­
toanpassung aus. Der E inspareffekt liegt im Jahr 2000 
bei etwa 1,18 Beitragssatzprozentpunkten und 2010 bei 
2,13 Beitragssatzprozentpunkten. Die (W ieder)E infüh-
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rung der Beiträge für Lohnersatzle istungen m acht 2000 
rund 0,38 Beitragssatzprozentpunkte aus, im Jahre 
2010 sinkt d ieser Effekt auf 0,33 ab. Die Neuregelung 
der beitragslosen Zeiten bleibt -  vor allem  wegen der 
Übergangsregelung -  bis zum  Jahre 2000 fast ohne 
Ausw irkung. Im Jahre 2010 sind es im m er noch nur 0,15 
Beitragssatzprozentpunkte, die ihretwegen eingespart 
werden können. Die Anhebung der A ltersgrenzen kann 
sich 2000 noch nicht ausw irken, sie beginnt erst 2001. 
2010 greift s ie langsam , geschätzt werden etwa E inspa­
rungen in Höhe von 0,2 Beitragssatzprozentpunkten. 
Die Verlängerung der Rente nach M indesteinkom m en 
verteuert zwangsläufig die Reform. 2000 wird m it M ehr­
ausgaben in Höhe von 0,18 Beitragssatzprozentpunk­
ten und 2010 m it solchen In Höhe von 0,26 Beitragssatz- 
prozentpunkten gerechnet.

Entwicklung der Beitragssätze

Aus den genannten Zahlen geht hervor, daß das Maß­
nahm enbündel des Rentenreform gesetzes vor allem  
wegen der Übergangsregelungen Anlaufzeiten braucht, 
bis es richtig greift. Dennoch: Die Beitragszahler wer­
den entlastet, der Beitragssatzanstieg kann deutlich ge ­
bremst werden. Der G esetzentwurf geht davon aus, daß 
der Beitragssatz „ohne Überforderung eines der Bete i­
lig ten“ Im Jahr 2000 bei etwa 20 %  gehalten werden 
kann. D ieses Ziel scheint bei günstigen W irtschaftsan­
nahmen erre ichbar zu sein. Bei ungünstiger Entw ick­
lung rechnet die Rentenversicherung Im Jahr 2000 mit 
einem Beitragssatz von 20 ,5% . Der Einspareffekt der 
Reform liegt zu d ieser Zeit schon bei rund 2 Beitrags­
satzprozentpunkten. 2010 muß bei günstigen W irt­
schaftsannahm en mit einem Beitragssatz von 21,2% 
und bei ungünstigen m it einem  von 22 % gerechnet wer­
den. Die Reform hätte den ansonsten zu erwartenden 
Anstieg des Beitragssatzes um über 3 Beltragssatzpro­
zentpunkte gedrückt.

Diese Zahlen zeigen, daß die Reform zwar greift, sie 
m achen aber auch deutlich, daß sie den Anstieg des 
Beitragssatzes nicht verhindern, sondern nur m indern 
kann. Die für 1990 vorgesehene Absenkung des Bei­
tragssatzes von 18,7 auf 18,5%  wird es nicht geben. 
W ann der Beitragssatz von 18,7%  danach erstm als w ie ­
der angehoben werden muß, läßt sich gegenwärtig nicht 
exakt Voraussagen. Die günstige w irtschaftliche Ent­
w icklung hat dazu geführt, daß die Einnahm en der Ren­
tenversicherung derzeit höher sind, als noch vor kurzem 
geschätzt wurde. Die Entw icklung darf allerd ings nicht 
überbewertet werden. Im Vergleich zum Vorjahr hat die 
Schwankungsreserve der Rentenversicherung nur um 
etwas m ehr als 0,1 % einer M onatsausgabe zugenom ­

men. Es läßt sich daher nur allgem ein form ulieren: Je 
länger die derzeit gute Konjunktur anhält und je  mehr 
neue A rbeitsplätze geschaffen werden, desto länger 
braucht der Beitragssatz nicht heraufgesetzt zu werden. 
Man darf sich aber keinen Illusionen hingeben: Die m ög­
licherweise we iter ansteigenden Beitragseinnahm en 
werden die Reform der Rentenversicherung nicht über­
flüssig machen. Sie werden langfristig auch nichts 
daran ändern, daß der Beitragssatz deutlich über 20 %  
ansteigen wird.

Der Entwurf führt zu m ehr Beitragsgerechtigkeit. So 
sollen b isher beitragsfre ie Zeiten -  w ie Zeiten der Ar­
be itslosigke it oder der Krankheit -  In Beitragszelten um ­
gewandelt werden. Soweit das nicht m öglich ist, werden 
Anrechnung und Bewertung der beltragsfre ien und bei­
tragsgem inderten Zeiten stärker an die Beitragsleistung 
des Versicherten gekoppelt und Ausbildungsausfallzel­
ten zudem  eingeschränkt. Die Vorteile aus vorzeitigen 
A ltersgrenzen und in fo lgedessen längeren Rentenbe­
zugszeiten sollen ab 2001 abgebaut werden. Damit ist 
die Beitragsgerechtigkeit zw ischen den Rentenversi­
cherten ein Stück vorangekom m en.

Bundesanteil

G eblieben Ist allerd ings die Subventionierung des 
Staates durch die Rentenversicherung. Daran ändern 
die Erhöhung des Bundeszuschusses und seine geän­
derte Fortschreibung nichts. Der Bundeszuschuß -  bes­
ser wäre der Ausdruck: Bundesanteil -  wird auch in Zu­
kunft nicht ausreichen, um die der Rentenversicherung 
aufgebürdeten versicherungsfrem den Lasten abzudek- 
ken.

Eine Grundforderung an die Rentenreform  1992 war 
es. w ieder zu einer angem essenen Beteiligung des 
Bundes an der Finanzierung der Rentenversicherung 
zu kommen. Bei dem  Bundeszuschuß handelt es sich 
nicht um eine Subvention des Bundes zugunsten der 
Rentenversicherung. Ihr sind zahlre iche Fremdlasten 
aufgebürdet (z.B. Rente nach M indesteinkom m en. Er­
satzzeiten, Fremdrenten), die -  obwohl es sich um Lei­
stungen im Interesse der staatlichen G esam theit han­
delt -  allein von den Beitragszahlern finanziert werden. 
Diese versicherungsfrem den Leistungen machen auch 
nach neutralen Untersuchungen etwa 25-30%  der ge ­
sam ten Rentenausgaben aus. Dem gegenüber beträgt 
der Bundeszuschuß 1989 nur 17,3% der Rentenausga­
ben.

Er Ist -  auf die Rentenausgaben bezogen -  in der Ver­
gangenheit stetig zurückgegangen. Er m achte 1957 
noch 31,9% aus. Er würde bei Beibehaltung des ge lten­
den Rechts 2030 nur noch 11,4% betragen. Grund dafür
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ist seine Anbindung lediglich an die Entgeltentw icklung. 
Die Steigerung der Rentenausgaben infolge der ständig 
größer werdenden Zafil der Rentner und der Verbesse­
rungen des Rentenrechts blieben bei der Bem essung 
des Bundesanteils unberücksichtigt.

Mit der Rentenreform  1992 wird eine Teillösung er­
reicht. Der Bundesanteil wird 1990 um 0,3 und 1991 um
2,3 Mrd. DM im Vergleich zum geltenden Recht erhöht. 
Ab 1992 wird er entsprechend der Entw icklung der Brut­
toarbeitsentge lte und des Beitragssatzes angepaßt. Zu 
der von der Rentenversicherung geforderten A nb in­
dung des Bundesanteils an die Entw icklung von Bei­
tragssatz und Rentenausgaben hat sich der Entwurf 
nicht entschließen können. Mit derTeillösung wird daher 
lediglich erreicht, daß der Bundesanteil im Verhältnis zu 
den Rentenausgaben zukünftig nicht weiter absinkt. Es 
bleibt som it bei der Subventionierung des Bundes durch 
die Rentenversicherung. Begünstigt werden dadurch all 
d iejenigen, die -  w ie Beam te oder Selbständige -  nicht 
beitragspflichtig sind oder die Einkommen beziehen, die 
oberhalb der Beitragsbem essungsgrenze liegen.

Der Bundesanteil soll 1992 darüber hinaus um vor­
aussichtlich 4,8 Mrd. DM aufgestockt werden. Dafür ge­
hen die Kosten für die Anrechnung von K indererzie­
hungszeiten und für die K indererziehungsleistungen 
nach der „T rüm m erfrauen“ -Regelung, die der Bund bis­
lang exakt erstattet hat, in die F inanzverantwortung der 
Rentenversicherung über. Eine nennenswerte Ent- oder 
Belastung ist für sie mit d ieser Regelung (noch) nicht 
verbunden, selbst wenn die rentenbegründende und 
-ste igernde K indererziehungszeit für Geburten ab 1992 
auf drei Jahre verlängert wird. Die G efahr für die Solidar­
gem einschaft liegt darin, daß entweder diese Zeiten 
oder der berechtigte Personenkreis später ausgeweitet 
werden, ohne daß der Bundesanteil entsprechend er­
höht wird, oder daß dieser -  w ie schon so oft in der Ver­
gangenheit -  gekürzt wird und die Ausgaben für diese 
fam ilienpolitische Leistung dennoch voll bei der Renten­
versicherung verbleiben. Die G efahr einer solchen Ent­
w icklung ist vorhanden: So hat die EG -Kom m ission der 
Bundesregierung eine Rüge vor dem Europäischen G e­
richtshof angekündigt, weil in den Genuß der K inderer­
ziehungszeiten nicht auch solche Frauen kommen, die 
in der Bundesrepublik zwar gearbeitet, ihr Kind aber im 
EG-Ausland geboren und erzogen haben.

Die Verantwortung des Bundes

Die Renten genießen nach nun ständiger Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts den Eigentum s­
schutz des G rundgesetzes. Dabei wird es, weil das be i­
tragsfinanzierte Versicherungssystem  beibehalten wird,
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auch in Zukunft bleiben. D ieser E igentum sschutz richtet 
sich unm itte lbar zwar gegen die Rentenversicherung, 
m ittelbar aber gegen den Staat, der als G esetzgeber für 
die Ausgestaltung des Rentenrechts verantwortlich ist. 
Der E igentum sschutz des einzelnen Versicherten zieht 
als Kehrseite für den Staat dessen Verantwortung für 
die Funktions- und Leistungsfähigkeit der Rentenversi­
cherung nach sich. D ieser Verantwortung entsprach bis­
lang die gesetzlich zugesagte Bundesgarantie, deren 
Konkretisierung aber einem besonderen Gesetz Vorbe­
halten war.

Der Entwurf versucht der Gefahr, daß der Bund auf­
grund dieser Verantwortlichkeit in Anspruch genom m en 
werden könnte, dadurch zu begegnen, daß er zw ischen 
den finanziellen G rundentscheidungen in der Renten­
versicherung über den Beitragssatz einerseits und den 
Anpassungssatz andererseits einen sich selbst regulie­
renden Autom atism us einführt. Mit d ieser „E ntpo litis ie ­
rung" sollte zugle ich das Vertrauen in die Rentenversi­
cherung gestärkt werden. Die Schwankungsreserve der 
Rentenversicherung als Sum m e aus Betriebsm itteln 
und Rücklagen wird auf der Höhe von einer M onatsaus­
gabe festgeschrieben. Ist zur Jahresm itte abzusehen, 
daß zum  Ende des Folgejahres diese M onatsausgabe 
über- oder unterschritten wird, werden die Höhe des Bei­
tragssatzes und -  wegen seiner A nb indung-auch  die des 
Bundeanteils so neu bemessen, daß die eine Monatsaus­
gabe zum nächsten Jahresende wieder erreicht wird. 
Steigt der Beitragssatz, fällt über die neue Anpassungsfor­
mel der Anpassungssatz entsprechend niedriger aus.

Ergeben sich unterjährig L iquiditätsproblem e, wird 
der Bund verpflichtet, der Rentenversicherung als „L i­
qu id itä tsh ilfe“ ein zinsloses Darlehen zur Verfügung zu 
stellen. Diese Neuregelung w ertet die b isherige Bun­
desgarantie zur Verpflichtung ab, Darlehen zur Verfü­
gung zu stellen. W erden sie benötigt, führt die Verpflich­
tung, sie im nächsten Jahre zurückzuzahlen, dazu, daß 
entsprechend der Beitragssatz und der Bundesanteil er- 
höhtw erden , der Anpassungssatz hingegen verm indert 
wird.

Insgesam t ist der Entwurf des Rentenreform gesetzes 
jedoch ein w ichtiger Schritt in die richtige R ichtung. Das 
Sachergebnis wird durch den breiten Konsens aufge­
wertet, von dem der G esetzentwurf getragen wird. D ie­
ser Konsens stärkt das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Verläßlichkeit der gefundenen Lösungen und damit 
auch in die Rentenversicherung selbst. Es ist auch eine 
Ausw irkung der Rentenreform , daß man in die Bereit­
schaft und die Fähigkeit der Parteien, gesellschaftliche 
G rundproblem e gem einsam  zu lösen, w ieder m ehr Ver­
trauen haben kann.
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